
 
 

Stellungnahme zum Call for Evidence der EU-Kommission vom 

18. Mai 2026 zur Überarbeitung der Richtlinie für Tabakerzeugnisse 

(Richtlinie 2014/40/EU) und die Richtlinie über Tabakwerbung 

(Richtlinie 2003/33/EG) 

 

Berlin, 10. Juni 2026 

 

Pro Rauchfrei begrüßt, dass die EU-Kommission im Rahmen von Europas Plan ge-

gen den Krebs (EBCP) den europäischen Rechtsrahmen für die Eindämmung des 

Tabakgebrauchs überarbeiten möchte. Wir unterstützen das Ziel eines rauchfreien 

Europas, in dem bis zum Jahr 2040 nur noch 5 % der Bevölkerung rauchen. 

 

Es ist dafür von entscheidender Bedeutung, dass die Regelungen des europäischen 

Rechts den Mitgliedstaaten einen verbindlichen und wesentlich ambitionierteren Rah-

men für eine bessere Tabakkontrolle setzen als bisher. Andernfalls wird es in Mit-

gliedstaaten wie Deutschland, in denen die Tabaklobby weiterhin einen erheblichen 

Einfluss auf die Gesundheits- und Drogenpolitik hat, kaum zu den notwendigen Ver-

änderungen kommen. Die Vorgaben von Art. 5 Abs. 3 des WHO Rahmenüberein-

kommens zur Eindämmung des Tabakgebrauchs (FCTC) zur Begrenzung der Ein-

flussnahme der Tabakindustrie werden in Deutschland weitgehend missachtet. So 

lassen viele einflussreiche politische Parteien ihre Parteitage und weitere Veranstal-

tungen von der Tabakindustrie sponsern. Dieser Einflussnahme muss durch europäi-

sche Vorgaben entgegengewirkt werden. 

 

Dazu bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes, bei dem die Tabakkontrolle in den 

wesentlichen Bereichen gestärkt wird. Bei der nun anstehenden Überarbeitung der 

Richtlinie für Tabakerzeugnisse und die Richtlinie über Tabakwerbung sollten fol-

gende Punkte adressiert werden: 
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1. Umfassendes Verbot von Werbung und Sponsoring für Tabakerzeugnisse 

und neuartige Produkte 

Es ist notwendig, die bestehenden Lücken beim Verbot von Werbung und Sponso-

ring zu schließen. Das Verbot sollte umfassend sein und neben Tabakerzeugnissen 

gleichermaßen auch alle neuartigen Produkte umfassen. Dadurch sollten insbeson-

dere folgende Bereiche lückenlos abgedeckt werden: 

• Sponsoring und Parteispenden, 

• Internet und Social Media, 

• Werbung in und an Verkaufsstellen, 

• Corporate Social Responsibility Aktivitäten („Greenwashing“), 

• Corporate Promotion und Public Relations Aktivitäten, 

• kostenlose Abgabe und Ausspielung, 

• Kinowerbung, 

• Werbung für sonstige Produkte unter Verwendung von Marken der Tabakin-

dustrie und für Produkte, die Tabakerzeugnisse und neuartige Produkte nach-

ahmen. 

 

Um eine effektive Durchsetzung des Werbeverbots insbesondere im Internet & 

Social Media zu erleichtern, sollte der Begriff der „Werbung“ erweitert werden und 

jegliche Darstellung des Rauchens und der Verwendung neuartiger Produkte umfas-

sen, die geeignet ist, den Konsum von Tabakerzeugnissen oder neuartigen Produk-

ten zu fördern. Die Betreiber digitaler Plattformen sollten verpflichtet werden, ent-

sprechende Inhalte zu löschen. 

 

Zudem sollte klargestellt werden, dass Warnhinweise und Informationsbotschaften 

bereits bei der Verkaufspräsentation sichtbar sein müssen und nicht verdeckt werden 

dürfen. Dadurch wird sichergestellt, dass sie von potenziellen Konsumenten bereits 

vor der Kaufentscheidung wahrgenommen werden können. 

 

2. Neutrale Einheitsverpackung („plain packaging“) 

Die Vorschriften zur Gestaltung der Verpackungen von Tabakerzeugnissen und neu-

artigen Produkten sollten für alle Mitgliedstaaten verbindlich dahingehend ausgestal-

tet werden, dass diese neben den Warnhinweisen und Informationsbotschaften keine 

Markenlogos tragen dürfen, sondern im Übrigen in einer wenig ansprechenden Farbe 
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und Schrift neutral gestaltet werden müssen („plain packaging“). Dies wird von der 

WHO empfohlen und kann einen sehr wirksamen Beitrag zur Tabakprävention leis-

ten. 

 

3. Komplettverbot von Aromen 

Mit charakteristischen Aromen werden vor allem junge Zielgruppen angesprochen 

und an die Nikotinabhängigkeit herangeführt. Derartige Aromen sind daher nicht nur 

in sämtlichen Tabakerzeugnissen, sondern auch in allen neuartigen und verwandten 

Produkten zu verbieten, insbesondere auch in E-Zigaretten. 

 

4. Positivliste 

Statt der gegenwärtigen Anmeldepraxis neuartiger Erzeugnisse sollte eine Zulas-

sungspraxis und damit einhergehend eine Positivliste der zulässigen Inhaltsstoffe 

eingeführt werden. 

 

5. Verbot von Einweg-E-Zigaretten 

Einweg-E-Zigaretten sind durch ihre niedrigen Preise ein Einstiegsangebot, gerade 

auch für Jugendliche. Sie werden zudem vielfach nicht sachgerecht entsorgt, was zu 

einer erheblichen Umweltbelastung führt. Sie sollten daher verboten werden.  

 

Ergänzend sind eine hinreichend hohe Besteuerung der Geräte sowie eine Verpflich-

tung zur Bereitstellung kompatibler Ersatzakkus und Nachfüllbehälter erforderlich. 

Andernfalls wäre damit zu rechnen, dass die Geräte zwar so gestaltet werden, dass 

sie theoretisch wiederverwendet werden könnten, in der Praxis jedoch weiterhin oft-

mals als Einwegprodukte genutzt würden. Systeme, bei denen nur der Akku, aber 

nicht der Nachfüllbehälter austauschbar sind, sind de facto Einweg-E-Zigaretten und 

sollten ebenfalls unter das Verbot fallen.  

 

6. Verringerung der Emissionshöchstwerte 

Eine Verringerung der Emissionshöchstwerte für Nikotin bei Tabakerzeugnissen und 

neuartigen Produkten wie E-Zigaretten kann helfen, das Suchtpotenzial zu begren-

zen. Darüber hinaus sollten strikte Emissionshöchstwerte für die relevanten Schad-

stoffe in sämtlichen Produktkategorien festgelegt werden, um die gesundheitsschäd-

lichen Auswirkungen beim aktiven und passiven Konsum zu reduzieren. 
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Die Messverfahren sollten das Rauchverhalten der Menschen realistisch abbilden. 

 

7. Lizenzierter Verkauf 

Der Verkauf von Tabakerzeugnissen und neuartigen Produkten sollte ausschließlich 

in lizenzierten Fachgeschäften erfolgen, zu denen nur Erwachsene Zutritt haben. 

Dadurch würde die Verfügbarkeit von Tabak- und Nikotinprodukten erheblich einge-

schränkt und ein wichtiger Beitrag zur Tabakprävention geleistet. Insbesondere der 

Verkauf durch Automaten muss beendet werden. 

 

8. Verbot von Nikotinbeuteln 

Nikotinbeutel werden in Deutschland als neuartige Lebensmittel eingestuft, die auf-

grund ihres Nikotingehaltes nicht in Verkehr gebracht werden dürfen. Dies sollte bei 

der anstehenden Überarbeitung der Tabakproduktrichtlinie dort klarstellend geregelt 

werden, um eine einheitliche Handhabung in der gesamten EU zu erreichen. Eine 

Legalisierung von Nikotinbeuteln sollte nicht erfolgen. Es zeigt sich jetzt bereits, dass 

diese als Einstiegsprodukte an junge Menschen vermarket werden könnten, um sie 

in die Nikotinabhängigkeit zu führen. 

 

9. Erhöhung der Mittel für Aufklärungskampagnen, Therapieangebote, Gesund-

heits- und Verbraucherschutz 

Den hohen Werbebudgets der Tabakindustrie stehen sehr begrenzte öffentliche Mit-

tel für Aufklärungskampagnen, Therapieangebote, Gesundheits- und Verbraucher-

schutz, einschließlich der Durchsetzung des Nichtraucherschutzes, in Bezug auf Ta-

bakerzeugnisse und neuartige Produkte gegenüber. 

 

Um hier zu einer angemessenen Finanzierung zu kommen, sollten die Mitgliedstaa-

ten verpflichtet werden, hierfür finanzielle Mittel bereitzustellen, die sich nach einem 

hohen Prozentsatz ihrer Einnahmen aus der Tabaksteuer und der Besteuerung neu-

artiger Produkte bemessen. 
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10. Rückverfolgbarkeit für alle Tabakerzeugnisse und neuartigen Produkte 

Die EU-weiten Rückverfolgbarkeitssysteme sollten auf alle neuartigen Produkte aus-

geweitet werden, um dem unerlaubten Handel entgegenzuwirken. Das ist insbeson-

dere wichtig, um die notwendigen Steuererhöhungen zu flankieren und Steuerhinter-

ziehung zu verhindern. 

 

11. Verbot des grenzüberschreitenden Fernabsatzes von Tabakerzeugnissen 

und neuartigen Produkten 

Der grenzüberschreitende Fernabsatz von Tabakerzeugnissen und neuartigen Pro-

dukten sollte EU-weit verboten werden, da die Einhaltung der geltenden Rechtsbe-

stimmungen bei dieser Vertriebsform nur schwer zu kontrollieren ist. Viele Mitglied-

staaten haben ein solches Verbot bereits umgesetzt, Deutschland jedoch nicht. 

 

12. Nationale Tabakkontrollstrategien 

Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet werden, nationale Tabakkontrollstrategien zu 

erstellen und der EU-Kommission zur Bestätigung vorzulegen, in denen sie die Maß-

nahmen und Zeitpläne darlegen, mit denen sie das Ziel erreichen wollen, bis zum 

Jahr 2040 eine Raucherquote von höchstens 5% der Bevölkerung zu erreichen. Die 

Strategien sollten konkrete Pfade für die Zielerreichung aufweisen, sowie Mechanis-

men zur Überprüfung von deren Einhaltung. Sie sollten in regelmäßigen Abständen 

aktualisiert werden. Bei der Erstellung der Tabakkontrollstrategien und ihrer Überprü-

fung sollten die relevanten Stakeholder aus Wissenschaft, Gesundheitswesen und 

Nichtregierungsorganisationen aus dem Bereich der Tabakkontrolle durch eine dau-

erhaft zu etablierende Stakeholder-Plattform einbezogen werden. 


